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Wenn die Heimatgeinleinde die Unterstützung nicht selbst iiberirinmlt, so

bleibt Recht und Pflicht znr Unterstützung bei der Wohngemeinde. Die Pflichtige

Heimatgemeinde hat das Recht, die zu ihren Lasten bewilligten Pflege- und
Uiàrstlltzung s kosten zu überprüfen, sie ist aber nicht befugt, von sich aus daran
willkürliche Abstriche zu machen, sondern sie hat allfällige Beanstandungen dem
Kleinen Rat vorzulegen, in dessen Kompetenz es steht, derartige Rechnungen zu
beurteilen und zu bemessen und hiefür entsprechende Normen aufzustellen. Als
eine solche Norm qualifiziert sich die kleinrätliche Verordnung vom Jahre 1895
betr. die Verpflisgungskosten für arme Angehörigen. Deren Ansätze sind aber
den heutigen Verhältnissen nicht angepaßt, weshalb sie in der Praxis keine
Gültigkeit haben.

An die Anzeigepflicht von drei Tagen muß sich die Wohngemeinde auch

halten, hinsichtlich ihres Ersatzanspruches für die an fremde Passanten geleisteten
Pflege- und Unterstützungskosten.

Bei Doppelbürgern hat die Wohngemeinde nur eine Bürgergemeinde zu
benachrichtigen, deren Sache es dann ist, bei der oder den andern Bürgergemeinden

ihren Ersatzanspruch nach Maßgabe von § 2 und innert drei Tagen geltend
zu machen. Wo die Heimatzngehörigkeit nicht abgeklärt ist, kann die Anzeige
selbstredend nicht innert dieser Frist erfolgen.

Der Arzt und das Spital, auch der Apotheker sind gemäß der S.A. für die
Behandlung und Pflege Armengenössiger von der Wohngemeinde zu entschädigen.

Ihre Rechnungen sind privilegiert. Sie haben sich aber in allen Fällen
an die Wohngemeinde zu Haltern ein Jorderungsrecht gegenüber der Heimat-
gemeinde besteht für sie nicht. Aus diesem Grunde darf die Wohngemeinde den

Arzt oder das Spital nicht an die Heimatgemeinde weisen. Aber auch der Arzt
hat zur Wahrung seines Regreßanspruches innerhalb drei Tagen der Wohngemeinde

à entsprechende Anzeige zu machen. Die öffentlichen Spitäler sind
in dieser Beziehung den Aerzten gleichgestellt. Der Kleine Rat hat oft
Ersatzbegehren von Aerzten, welche sich nicht an die Wohngemeinde hielten oder die

Anzeigefrist nicht beachteten, abgewiesen. Wird die Anzeige vom Spital
verzögert, so läuft die ersatzpflichtige Zeit erst vom Tage der Anzeige an, unter
Anrechnung obiger Frist. Das Gesetz schützt aber den Arzt und auch das Spital
nicht vor Verlusten von schlechten Zahlern. Art. 22 der S.O. wird nämlich oft
irrtümlich so ausgelegt, als ob die Wohngemeinde in jedem Fall, für die Arzt-
und Spitalrechnung aufzukommen habe, wenn ihr von der Inanspruchnahme
Anzeige gemacht worden ist. Demgegenüber ist aber zu bemerken, daß eine Haftpflicht
nur dann vorliegt, wenn der Kranke bei der Inanspruchnahme bereits ormen-
genöss-ig War oder es wenigstens infolge der Krankheit wird. (Schluß folgt.)

Schweizerische Arinenstatistik 1923
H.. Gesetzliche bürgerliche Armenpflege.

Von A. Wild, Pfarrer, Zürich.
Gesamtzahl der Unter-

stützten
Unterstützungs-

betrag
Fr.

Vorjahr

Zürich (1923)
Bern (1922)
Luzern (1923)

14,836
36,724
11,958

7,484,879
11,069,791

2,223,144

7,683,761
10.726,249
2,142,659

Fr-
^7 ^



„ 54 -
Uri (1923) 737 186,315 176,455
Schwyz (1923) 1,929 737,210 771,215
Obwalden (1923) 873 194,596 195,518
Nidwaiden (1923) 1,358 335,976 349,366
Glarus (1923) 1,599 617,629 571,714
Zug (1923) 1,966 236,493 224,777
Freiburg (1923) 8,966 1,872,985 1,864,956
Solothurn (1923) 3,791 891,643 925,745
Baselstadt (1923) 1,694 987,146 1,003,959
Baselland (1923) 2,146 752,271 692,410
SchasfhaUsen (1923) 1,718 684,639 680,926
Appenzell A.-Rh. (1923) 4,167 710,378 940,622
Appenzell J.-RH. (1923) 867 187,262 171,482
St. Gallen (1923/24) 19,742 3,334,529 3,273,713
Graubünden (1923) 3,128 983,437 926,518
Aargan (1922) 11,622 3,940,155 2,921,929
Thurgau (1922) 8,337 1,560,975 1,499,504
Dessin (1923) 1,855 719,803 724,034
Waadt (1923) ca. 11,090 2,699,407 2,808,139
Wallis (1923) 1,597 443,774 397,225
Neuenbuvg (1923) 3,500 1,467,123 1,643,488
Gens (1923) 2,358 867,127 862,279

148,48» 44,267,786 44,086,843

Gegenüber >dsm Jahr 1922 hat die Zahl der Unterstützten wieder um rund
2299 zugenommen, und die Unterstützungssumme ist um rund 189,999 Fr.
gestiegen. In den Kantonen Bern, Luzern, Uri, Glarus, Zug, Freiburg, Baselland,

Schaffhausen, Appenzell J.-Rh., St. Gallen, Graubtinden, Aargau, Thur-
gau und Wallis waren die Unterstützungsausgaben größer als im Vorjahr, im
Kanton Bern um rund 343,999 Fr., im Kanton Thuvgau um rund 141.099 Fr., im
Kanton Aargau um rund 119,999 Fr., im Kanton Luzern um rund 89.999 Fr.,
im Kanton St. Gallen um rund 69,999 Fr. usw. Zurückgegangen sind die
Unterstützungsausgaben in den übrigen 11 Kantonen Zürich, Schwyz. Obwalden, Nid-
walden, Solothurn, Baselstadt, Appenzell A.-Rh., Dessin, Waadt. Neuenburg urrd

Genf, am meisten im Kanton Appenzell A.-Rh., nämlich um rund 239.999 Fr.,
im Kanton Zürich um rund 198,999 Fr., im Kanton Neuenburg um rund 176,999
Franken, im Kanton Waadt um rund 198,999 Fr., im Kanton Solothurn und
Schwyz um rund je 34,999 Fr. usw. (Fortsetzung folgt.)

Unterstützungsxflicht zwischen Geschwistern; Begriff
der „günstigen Verhältnisse".

(Entscheid des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt vom 21. Oktober 1924.)

Eine Armenbehörde klagte gegen einen verheirateten Musiklehrer auf
Gewährung von Beitvagsleistungen an die ihr für dessen Schwester entstandenen
Unterstützungskosten. Der Regierungsrat wies die Klage ab mit folgender
Begründung:

Nach Art. 328 ff. des schweizerischen Zivilgesetzbuches sind Geschwister
verpflichtet, einander zu unterstützen, sobald sie ohne diesen Beistand in Not ge-
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